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Prof. Dr. Bernd Grzeszick, LL.M.

Fälle zum weiteren haftungsrechtlichen Grundrechtsschutz
(Aufopferung, Folgenbeseitigung, Folgenersatz)

1.
In der rheinland-pfälzischen Kleinstadt K geschahen in jüngerer Vergangenheit mehrfach sexuelle Übergriffe einer Person auf vorwiegend minderjährige Opfer. Ein Täter konnte bislang nicht ermittelt werden. Nun ruft die Polizei alle Bewohner der Stadt auf, eine Speichelprobe abzugeben. Die Proben sollen im Polizeipräsidium entnommen werden. U folgt diesem Aufruf. Die Probe wird mit Hilfe eines Wattestäbchens durch Abstrich von der Zunge entnommen. Wenige Tage später leidet U unter einer schmerzhaften Entzündung seiner Zunge und Mundhöhle, die durch eine Kontamination des Wattestäbchens verursacht wurde. U ist eine Woche arbeitsunfähig. Der Polizeibeamtin P, die die Speichelprobe entnommen hat, ist kein Vorwurf zu machen: Sie hatte das Wattestäbchen vorschriftsmäßig aus der vermeintlich sterilen Verpackung genommen. U, der selbstständig tätig ist, verlangt die Heilbehandlungskosten und den durch die Arbeitsunfähigkeit entstandenen Verdienstausfall. Außerdem fordert er ein angemessenes Schmerzensgeld. Zu Recht? Ändert sich die Bewertung, falls der Aufruf der Polizei rechtswidrig war? 
2.
E ist Eigentümer einer frisch renovierten Gründerzeitvilla, für die er einen zahlungskräftigen Mieter sucht. Familie F ist obdachlos. Um diesen Zustand zu beseitigen, weist die zuständige Behörde die Familie durch eine Ordnungsverfügung in die Villa des E ein. Nach Widerspruch, einstweiligem Rechtsschutz, Klage und Rechtsmittel des E wird die Verfügung schließlich vom OVG als rechtswidrig aufgehoben. Familie F weigert sich jedoch auszuziehen; sie fühlt sich in der Villa sehr wohl. E verlangt von der Behörde die Räumung des Gebäudes sowie Ersatz des entgangenen Mietgewinns. Außerdem fordert er Renovierungsmaßnahmen, da die Familie F nach ihrer Einweisung 25 streunende Katzen in die Wohnung aufgenommen hatte, wodurch zum Teil ein erheblicher Sachschaden entstanden war.
3.
Die Gemeinde G führt Bauarbeiten an einer größeren Straße durch, die zum Teil an das Grundstück des E angrenzt.eter
Dabei kommt es zum einen zu einer geringfügigen Überbauung des Grundstücks: Ein 2 Zentimeter breiter und 50 Zentimeter langer Streifen des Grundstücks wird von der Straße bedeckt. Der Wertverlust des Grundstücks beträgt rund 80 Euro, die Kosten der Beseitigung der unzulässigen Überbauung würden sich dagegen wegen Besonderheiten der verwendeten Fahrbahndecke auf rund 25.000 Euro belaufen.

Zum anderen erfolgt eine Anschüttung von Erdreich an einer Einfriedungsmauer auf dem Grundstück. Im Laufe der Zeit zeigen sich an der Mauer Druck- und Feuchtigkeitsschäden. Diese Schäden sind allerdings auch darauf zurückzuführen, dass E an seinem Grundstück nach den Straßenbauarbeiten Abgrabungen vorgenommen hat. Eine Reparatur der Mauer ist aus tatsächlichen Gründen nicht möglich.
E verlangt von der Gemeinde Rückbau der Straße und Neubau der Mauer. Zu Recht?
(Nach BVerwGE 94, 100 ff.; BVerwG, NJW 1989, 2484 ff.; VGH München, NVwZ 1999, 1237 ff.)
